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_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Mit dem neuen Jugendschutzgesetz wollte der Bundesrat Minderjährige besser vor
Gewalt- und Sexualdarstellungen in Filmen und Videospielen schützen. Hierfür sah er
unter anderem eine schweizweit einheitliche Alterskennzeichnung und -kontrolle vor,
welche nicht nur für Kinos oder Verkaufsstellen von Filmen und Videospielen gelten
soll, sondern auch für Streamingdienste. Zudem wollte er neu gebildete
Jugendschutzgruppen mit der konkreten Erarbeitung der Schutzregelungen
beauftragen. Insbesondere drei Punkte sorgten für Diskussionen in den Räten: der
Umgang mit Mikrotransaktionen; die Frage, ob Expertinnen und Experten nebst den
Branchenverbänden als ständige Mitglieder in die Jugendschutzgruppen eingebunden
werden müssen, sowie die Förderung der Medienkompetenz von Jugendlichen und
Massnahmen zur Prävention in diesem Bereich. Ein Komitee um die Piratenpartei
versuchte nach Annahme des Entwurfs durch das Parlament im Herbst 2022 erfolglos,
das Referendum zu ergreifen. Das Komitee störte sich vor allem an den neu
vorgesehenen Alterskontrollen im Internet.

Chronologie
Vernehmlassung
Botschaft des Bundesrates
Eintretensdebatte Nationalrat
Erste Detailberatung Nationalrat
Erste Detailberatung Ständerat
Differenzbereinigung Nationalrat
Differenzbereinigung Ständerat
Zweite Runde der Differenzbereinigung in National- und Ständerat,
Schlussabstimmungen
Gescheitertes Referendum der Piratenpartei

RÉSUMÉ DU PROCESSUS
SARAH KUHN

Chronique générale

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Politique culturelle

An seiner Sitzung vom 15. März 2019 verabschiedete der Bundesrat seinen Vorentwurf
zum neuen Bundesgesetz über den Jugendschutz bei Filmen und Videospielen und
schickte ihn bis zum 24. Juni in die Vernehmlassung. Die Vorlage sah neue und
erweiterte Regularien für einen besseren Schutz von Minderjährigen vor Gewalt- und
Sexualdarstellungen in Filmen und Videospielen vor und verlangte eine schweizweite
verpflichtende Alterskennzeichnung und -kontrolle für u.a. Kinos, Videotheken und
Videoportale. Die Regelsysteme zur Handhabung der Altersfragen sollen primär von
Akteuren des Film- und Videospielebereichs entwickelt werden. Hierfür würden sich
die Beteiligten zu einer Jugendschutzorganisation zusammenschliessen und ein
Jugendschutzreglement erarbeiten, das dem Bundesrat zur Verbindlicherklärung
vorgelegt werden soll. Während die konkrete Umsetzung in den Zuständigkeitsbereich
der Schutzorganisation fallen soll, würden Bund und Kantone eine überwachende
Funktion übernehmen. Im Falle, dass auch zwei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes
keine Verbindlicherklärung erfolgt sein sollte, erlasse der Bundesrat die notwendigen
Vorschriften für den Film- und/oder Videospielebereich.
In Anlehnung an die erst kürzlich revidierte EU-Richtlinie über audiovisuelle
Mediendienste (AVMD-Richtlinie) sollen auch Anbieterinnen und Anbieter von
Videoplattformen in die Pflicht genommen werden. Zudem sollen Abruf- und
Plattformdienste im Filmbereich mit Unternehmenssitz in der Schweiz gesetzlich
vergleichbare Verpflichtungen haben wie solche mit Sitz oder Tochtergesellschaften in
der EU. Für diese ebenfalls verpflichtend werde die Einrichtung eines
Altersprüfungssystems. Auch den Eltern sollen im Rahmen der neuen Gesetzesvorlage
erweiterte Schutzsystem zur Verfügung gestellt werden. So sollen diese bei
Videoportalen und Plattformdiensten Kontroll- und Meldemöglichkeiten über die

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.03.2019
MELIKE GÖKCE
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Inhalte erhalten. Mit diesen Anpassungen wolle der Bundesrat ein europaweit
vergleichbares Jugendschutzniveau gewährleisten. 1

Der Bundesrat verabschiedete im September 2020 die Botschaft zum neuen
Gesetzesentwurf, der den Jugendschutz bei Filmen und Videospielen neu regeln und
schweizweit vereinheitlichen soll. Der erste Entwurf war bereits im März 2019
veröffentlicht und bis Juni 2019 in die Vernehmlassung geschickt worden, an welcher
insgesamt 88 Akteure partizipiert hatten. Grundsätzlich stimmten die
Vernehmlassungsteilnehmenden der Richtung des Gesetzes sowie der geplanten
Koregulierung durch die Akteure der Film- und Videospielbranche und den Staat zu. So
unterstützten 24 Kantone, die SODK, deren fachtechnische Konferenz für Kinder- und
Jugendpolitik (KKJP) sowie die Mehrheit der Wirtschaftsverbände und Organisationen
im Bereich Film und Videospiel die Vorlage. Völlig abgelehnt wurde sie hingegen von
den Kantonen Schwyz und Zug, da das Gesetz nicht genug Massnahmen im Bereich des
Online-Handels sowie bei Abruf- und Plattformdiensten enthielt, obwohl dort der
grösste Handlungsbedarf gegeben sei. Auch die SVP, die FDP und der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) sprachen sich gegen die Vorlage aus, da in ihren Augen die
Erziehungsberechtigen beim Thema Jugendschutz in der Verantwortung stünden.
Prinzipiell befürwortet wurde die Vorlage von der CVP und der SP, wobei Erstere jedoch
die Eignung des Lösungsansatzes in Frage stellte und Letztere eine noch stärkere
staatliche Regulierung begrüsst hätte. Auf Grund der Rückmeldungen der
Vernehmlassungsteilnehmenden nahm der Bundesrat kleinere Anpassungen am
Vorentwurf vor, etwa indem er Werbefilme explizit aus der Regelung ausschloss.
Hingegen sollten Kinder in Begleitung einer erwachsenen Person Zugang zu sonst
unerlaubten Inhalten bekommen, sofern die Begleitperson mindestens 10 Jahre älter ist
und das Mindestalter um höchstens 2 Jahre unterschritten wird. Ausserdem werden die
Anbieterinnen und Anbieter von Abruf- und Plattformdiensten dazu verpflichtet,
Massnahmen für den Jugendschutz im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu treffen. Eine
abschliessende Alterskontrolle sei hier nicht realistisch, da nicht kontrolliert werden
könne, wer letztendlich die Inhalte konsumiere. Dies zu überprüfen falle in den
Verantwortungsbereich der Erziehungsberechtigten. Zukünftig sollen bei der
Erarbeitung der Jugendschutzregelung im Rahmen der neu gebildeten
Jugendschutzgruppen überdies Expertinnen und Experten miteinbezogen werden
müssen. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.09.2020
SARAH KUHN

Fabien Fivaz (gp, NE) eröffnete in der Frühlingssession 2021 als Sprecher der WBK-NR,
welche sich zuvor mit 17 zu 8 Stimmen für Eintreten ausgesprochen hatte, die
Eintretensdebatte über das neue Bundesgesetz zum Jugendschutz in den Bereichen
Film und Videospiel. Ziel der Vorlage sei es, eine schweizweite Vereinheitlichung des
Jugendschutzes zu erreichen, welche Hand in Hand mit den EU-Richtlinien in diesem
Themenbereich gehe. Zudem gehe der Entwurf auf die Forderungen diverser
Standesinitiativen (Kt.Iv. BE 08.316; Kt.Iv. SG 09.313; Kt.Iv. TI 09.314; Kt.Iv. FR 09.332;
Kt.Iv. ZG 10.302), deren Behandlung seit 2011 ausgesetzt war, sowie auf zwei
angenommene Motionen (Mo. 07.3870, Mo. 09.3422) ein – welche alle in irgendeiner
Form ein Verbot von Videospielen und/oder Gewaltfilmen forderten. Matthias
Aebischer (sp, BE) führte für die Kommission ergänzend an, dass die derzeitige
Gesetzeslage in Anbetracht des rasanten Wandels bezüglich des Konsums von Filmen
und Videospielen in den letzten beiden Jahrzehnten, der sich vom Kino hin zu Online
Streaming-Plattformen verlagert habe, nicht mehr ausreiche. Der Videospielmarkt sei
mittlerweile doppelt so gross wie der Film- und Musikmarkt, werde aber von
internationalen Anbieterinnen und Anbietern auf internationalen Plattformen
dominiert. Somit sei es zwingend notwendig, ein Gesetz zu erlassen, welches
international kompatible Lösungen und Regeln insbesondere für diese neuen Medien
schaffe. Eine Kommissionsminderheit Herzog (svp, TG) sprach sich gegen Eintreten aus.
Das Gesetz werde in kürzester Zeit bereits veraltet sein, da sich das Nutzungsverhalten
der Jugendlichen sehr schnell verändere, erklärte die Minderheitensprecherin. Deshalb
bringe dieses Gesetz nur unnötige zusätzliche Bürokratie mit sich, auch wenn der
Jugendschutz grundsätzlich zu unterstützen sei. Ausserdem liege die Verantwortung bei
den Erziehungsberechtigten, welche durch Erziehung, Vorbildfunktion und eigener
kritischer Auseinandersetzung mit den Inhalten von Filmen und Videospielen für einen
angemessenen Schutz ihrer Kinder besorgt sein sollten. Die SVP-Fraktion, sowie eine
Mehrheit der FDP-Fraktion sprach sich folglich gegen, die Fraktionen der SP, der Mitte,
der GLP, sowie der Grünen für Eintreten aus. Mit 115 zu 69 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
sprach sich der Nationalrat in der Folge dafür aus, auf den Entwurf des Bundesrates

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.03.2021
SARAH KUHN
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einzutreten. Nachdem die ersten Minderheitsanträge begründet wurden, wurde die
Detailberatung der Vorlage in die Sommersession 2021 verlegt. Hingegen nahm der Rat
im Rahmen der Eintretensdebatte auch das Postulat der WBK-NR zur Stärkung der
Nationalen Strategie Sucht durch den Einbezug der Cyberabhängigkeit an. 3

Nachdem der Nationalrat in der Frühlingssession 2021 entschieden hatte, auf den
Entwurf des neuen Bundesgesetzes über den Jugendschutz bei Filmen und
Videospielen des Bundesrates einzutreten, führte er in der Sommersession 2021 die
Detailberatung der Vorlage weiter, welche in zwei Blöcke unterteilt wurde.
Beim ersten Block, welcher insbesondere den Geltungsbereich sowie die Zielsetzung
des Gesetzes festlegt, sprach sich der Nationalrat für verschiedene, von der WBK-NR
vorgeschlagene Änderungen aus. So wurde das Gesetz auch auf allfällige
Zusatzfunktionen bei Filmen wie beispielsweise Mikrotransaktionen in Videospielen –
dies sind In-App-Käufe, die Kinder und Jugendliche während des Spiels zu Käufen mit
echtem Geld verführen – ausgeweitet (98 zu 67 Stimmen, 1 Enthaltung). Dagegen hatte
sich eine Minderheit Herzog (svp, TG) gewehrt, da es in die Verantwortung der
Erziehungsberechtigten falle, ob Kinder oder Jugendliche selbstständig eine Kreditkarte
nutzen dürfen, um solche Käufe überhaupt erst zu tätigen. Der Nationalrat bevorzugte
ausserdem mit 110 zu 60 Stimmen eine vom Bundesrat nach der Vernehmlassung
angepasste Regelung, wonach die Altersgrenze für Jugendliche um maximal zwei Jahre
unterschritten werden darf, wenn diese die Spiele oder Filme in Begleitung einer
mindestens 10 Jahre älteren, volljährigen Person kaufen oder konsumieren. Ein
Minderheitsantrag Tuena (svp, ZH) hatte in solchen Situationen einen Verzicht auf eine
Altersgrenze gefordert.
In der Debatte zum zweiten Block zur praktischen Umsetzung des Gesetzes nahm der
Nationalrat zahlreiche Änderungen vor. So fügte er, wie von der Kommissionsmehrheit
verlangt, eine Regelung hinzu, wonach Expertinnen und Experten als ständige Mitglieder
in die Jugendschutzorganisationen miteinbezogen werden müssen (110 zu 77 Stimmen, 1
Enthaltung). Erfolglos hatte Mauro Tuena auch diese Regelung in einem
Minderheitsantrag bekämpft, da der Bundesrat in seinem Entwurf bereits vor sah, dass
die Meinungen von Expertinnen und Experten für die Erarbeitung der
Jugendschutzregelungen mit einbezogen werden sollen. Diese nun aber gar als ständige
Mitglieder aufzunehmen, erachtete der Zürcher als «unnötiges Bürokratiemonster».
Auch angenommen wurde der von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen Artikel,
wonach der Bund die Medienkompetenz der Jugendlichen und Kinder steigern sowie
Massnahmen zur Prävention in diesem Bereich ergreifen solle (111 zu 79 Stimmen).
Verena Herzog wehrte sich erneut erfolglos mit dem Argument, dass hier bereits
genügend gemacht werde, etwa durch den Lehrplan 21 oder die Onlineplattform
«Jugend und Medien» des BSV.
Auf breite Unterstützung stiess hingegen der Einzelantrag von Philipp Kutter (mitte, ZH).
Mit 168 zu 15 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat dafür aus, dass
Altersklassifikationssysteme, die bereits vor dem Inkrafttreten des Gesetzes in der
Schweiz angewendet wurden, weiter bestehen dürfen. Damit wurde verhindert, dass
Altersklassifikationen von Produkten, die bereits auf dem Markt sind, nachträglich
geändert werden müssen.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat das neue Gesetz samt aller
Änderungen mit 112 zu 74 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. Die geschlossene SVP-
Fraktion sowie eine Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion lehnten die
Gesetzesänderung ab. Entsprechend dem Antrag des Bundesrates wurden ausserdem
die beiden Motionen (Mo. 07.3870 und Mo. 09.3422), die diesem Entwurf zugrunde
lagen, abgeschrieben. Damit wurde das Bundesgesetz zur Behandlung an die kleine
Kammer weiter gereicht. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 09.06.2021
SARAH KUHN

Nachdem der Nationalrat in der Sommersession 2021 über das neue Bundesgesetz über
den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele befunden hatte, kam der
Gesetzesentwurf im August 2021 an die vorberatende WBK-SR. Diese entschied
anfänglich, weitere Auskünfte von der Verwaltung einzuholen. Im November 2021 trat
sie dann mit 10 zu 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) auf den Entwurf ein. Die Mehrheit sei
jedoch der Meinung gewesen, dass die Regelungsdichte in Anbetracht dessen, dass sich
Anbietende von Streamingdiensten und Videospielen teilweise bereits selbstdefinierten
Regeln zum Jugendschutz unterworfen hätten, zu hoch sei. Deshalb beauftragte die
Kommission die Verwaltung damit, konzeptionelle Änderungsvorschläge auszuarbeiten,
um das Gesetz zu entschlacken, wie aus einer Medienmitteilung der WBK-SR
hervorging. Im April 2022 fanden die Vorberatungen ein Ende und der Gesetzesentwurf

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.06.2022
SARAH KUHN
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wurde mit diversen Änderungsanträgen an den Ständerat weitergereicht, welcher sich
in der Sommersession 2022 zuerst mit Eintreten auf die Vorlage beschäftigte. 
Grundsätzlich teile die WBK-SR das Ziel des Bundesrates, Kinder und Jugendliche
ausreichend vor Inhalten in den Bereichen Film und Video, die nicht für sie geeignet
sind, zu schützen, eröffnete Matthias Michel (fdp, ZG) als Kommissionssprecher die
Eintretensdebatte im Ständerat. Insbesondere die Koregulierung, gemäss der die
Akteurinnen und Akteure der verschiedenen Branchen sich zusammen mit Expertinnen
und Experten des Jugendschutzes auf Regelungen verständigen sollen, sehe die WBK-
SR als äusserst wichtig an, da damit auf den bereits existierenden
Selbstregulierungsinitiativen einzelner Branchen aufgebaut werden könne. Da die
Regelungsdichte genau hier am grössten sei und gemäss der Verwaltung eine
Entschlackung dieses Teils die Lücken im Jugendschutz nicht mehr genügend decken
würde, verzichte die Kommission auf die ursprünglich von ihr angeforderten
konzeptionellen Änderungen, wie Michel erklärte. Da kein Antrag auf Nichteintreten
gestellt worden war, folgte der Ständerat stillschweigend seiner Kommission und trat
auf den Gesetzesentwurf ein.

Bei der Detailberatung schuf die kleine Kammer mehrere Differenzen zum Nationalrat,
sowohl auf Anraten der Kommissionsmehrheit als auch auf Anträge von
Kommissionsminderheiten.
So entschied der Ständerat etwa entsprechend einer Kommissionsmehrheit, die
strengere Zielformulierung für Streamingdienste an jene für Plattformen wie Youtube
anzugleichen und sie somit zu lockern (28 zu 13 Stimmen). Laut Kommissionssprecher
Michel soll damit eine Gleichbehandlung dieser beiden Akteure erreicht werden. Eine
erfolglose Minderheit, angeführt von Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU), wollte an der
bundesrätlichen Version festhalten, die gemäss ihrer Ansicht den Wünschen von vielen
Eltern besser entsprochen hätte. 
Einer unbestrittenen Kommissionsmehrheit folgend entschied der Ständerat ferner
stillschweigend, die vom Nationalrat beschlossenen Massnahmen zur Bekämpfung des
Suchtpotenzials durch Mikrotransaktionen aus der Gesetzesvorlage zu streichen. Für
die Kommission hatte Michel argumentiert, dass dieser Aspekt in einem anderen Gesetz
umfassender geregelt werden könne.
Als weitere Differenz strich der Ständerat auf Anraten seiner Kommissionsmehrheit den
Absatz, dass für jene Medien, welche bei Inkrafttreten des neuen Gesetzes bereits auf
dem Markt gewesen waren, Regeln für die Alterskennzeichnung gefunden werden
müssten (26 zu 19 Stimmen). Die Branche habe bereits genügend Anreize,
Alterskennzeichnungen von sich aus einzuführen, da die Medien sonst automatisch in
die höchste Altersstufe fallen würden, so Michel. Dies mache die verlangte Regelung
überflüssig. Eine Minderheit, erneut angeführt von Baume-Schneider, wollte hier der
Fassung des Bundesrates und des Nationalrats folgen. 
Seiner Kommissionsminderheit folgend beschloss der Ständerat sodann weiter mit 23
zu 19 Stimmen, die vom Bundesrat vorgeschlagene Klausel, dass das Mindestalter
prinzipiell nicht mehr als zwei Jahren unterschritten werden dürfe – egal wie alt die
Begleitperson ist –, zu streichen. Für Veranstaltende, die Filme oder Videospiele an
öffentlichen Anlässen zugänglich machen, sei die Kontrolle des Mindestalters nicht
umsetzbar und damit könne auch nicht vermieden werden, dass Medien online und
potentiell ohne jegliche Kontrolle konsumiert würden, wie Hannes Germann (svp, SH)
für die Kommissionsminderheit erfolgreich ausführte. Kulturminister Alain Berset
argumentierte erfolglos dagegen: Auch wenn es Zuhause zu Missachtungen der
gesetzlichen Altersgrenze kommen könne, ändere dies nichts an der Verantwortung der
Wirtschaft, dafür zu sorgen, dass dies in der Öffentlichkeit nicht möglich sei. 
Als weitere grössere Differenz zum Nationalrat strich der Ständerat einer weiteren
Kommissionsminderheit folgend den von der grossen Kammer eingefügten Passus,
wonach der Bund die Medienkompetenz und Prävention bei Kindern und Jugendlichen
fördern solle (24 zu 18 Stimmen). Solche Regelungen hätten in einem
«Marktregulierungsgesetz» wie dem vorliegenden laut Minderheitensprecher Jakob
Stark (svp, TG) nichts verloren. Baume-Schneider hielt im Namen der
Kommissionsmehrheit fruchtlos dagegen, dass es ein wichtiger Bestandteil dieses
Gesetzes sei, den Jugendlichen beizubringen, wie sie verantwortungsvoll mit den
Medien umgehen können.
Mit weiteren kleineren Anpassungen, hauptsächlich bezüglich der verwendeten
Begriffe, wurde die Gesamtfassung sodann im Ständerat einstimmig mit 42 zu 0
Stimmen (bei 0 Enthaltungen) angenommen. Damit wurde der Gesetzesentwurf für die
Differenzbereinigung zurück an den Nationalrat geschickt. 5
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Nachdem der Ständerat in der Sommersession 2022 diverse Differenzen zum
Nationalrat im neuen Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film und
Videospiele geschaffen hatte, startete der Nationalrat in der Herbstsession 2022 in die
Differenzbereinigung. Insgesamt folgte der Nationalrat in den meisten Punkten seiner
vorberatenden WBK-NR und hielt an vier der fünf Differenzen zum Ständerat fest.
So bestand die grosse Kammer mit 103 zu 82 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) in
Übereinstimmung mit der Kommissionsmehrheit auf der Regelung, dass
Spielanbietende verpflichtet werden, den Eltern offen zu legen, ob in einem Spiel
Mikrotransaktionen vorgesehen sind. Damit sollen die Erziehungsberechtigten dabei
unterstützt werden, ihre elterliche Kontrolle umfassend ausführen zu können,
insbesondere wenn wie hier die Möglichkeit einer Verschuldung bestehe, hielt
Kommissionssprecher Fabien Fivaz (gp, NE) fest. Verena Herzog (svp, TG) beantragte
hingegen, dem Ständerat zu folgen und die Regelung aus dem Gesetz zu streichen, da
die Branche «sehr dynamisch» sei und flexibel auf neue Entwicklungen reagieren
können müsse. 
Bei der Einbindung von Expertinnen und Experten als ständige Mitglieder in die neu zu
bildenden Branchenorganisationen hielt der Nationalrat mit 109 zu 83 Stimmen (bei 1
Enthaltung) ebenfalls an seinem Entwurf fest. Eine Minderheit um Simone de
Montmollin (fdp, GE) wollte dem Ständerat folgen und diese Regelung streichen, weil sie
befürchte, dass durch die so entstehende Doppelrolle – sowohl Expertin oder Experte
als auch Mitglied einer Organisation, die Entscheide fällt – die Neutralität und
Objektivität der Person nicht mehr gegeben wäre. 
Auch bei der Frage, ob der Bund «Massnahmen zur Förderung der Medienkompetenz
der Minderjährigen sowie Präventionsmassnahmen» ergreifen solle, folgte der
Nationalrat mit 107 zu 82 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) der Kommissionsmehrheit.
Diese wollte an den entsprechenden Massnahmen festhalten, um die bisherigen
Bemühungen des Bundesrates in Form der Plattform «Jugend und Medien» gesetzlich
zu verankern, erklärte Fabien Fivaz für die Kommission. Eine Minderheit Herzog hatte
sich für deren Streichung ausgesprochen, weil entsprechende Massnahmen unter
anderem bereits im Lehrplan 21 vorgesehen seien.
Erfolgreich war hingegen ein Minderheitsantrag Herzog zum Jugendschutzalter bei
Filmen und Videospielen: Der Minderheit ging die Regelung, dass ein Kind beim Kauf
von Medien in Begleitung einer erwachsenen, mindestens zehn Jahre älteren Person
das Mindestalter um höchstens zwei Jahre unterschreiten dürfe, zu weit – die
Betreuungsperson könne am besten einschätzen, was für das Kind angemessen sei. Die
Kommissionsmehrheit wollte an dieser Regelung festhalten und auch Alain Berset legte
dem Nationalrat nahe, diese Regelung nicht zu streichen – dies sei letztlich der Kern
des Gesetzes. Der Nationalrat kam in diesem Punkt aber dem Ständerat mit 107 zu 86
Stimmen entgegen und strich die 2-Jahres-Regel endgültig aus dem Gesetz.
Unbestritten war schliesslich das Festhalten an der Regelung, wonach Filme und
Videospiele, welche vor Inkrafttreten des Gesetzes auf den Markt kamen, auch eine
Alterskennzeichnung erhalten müssen. Damit ging das Geschäft für die
Differenzbereinigung an den Ständerat zurück. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.09.2022
SARAH KUHN

In der Herbstsession 2022 – knapp eine Woche nach dem Nationalrat – befasste sich
der Ständerat mit der Differenzbereinigung zum neuen Bundesgesetz über den
Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele. Auf der Traktandenliste standen
noch vier Differenzen, auf welche der Nationalrat weiterhin bestanden hatte. Die
Mehrheit der vorberatenden WBK-SR wollte an zweien dieser Differenzen ebenfalls
weiterhin festhalten. 
Der Nationalrat hatte darauf bestanden, dass Expertinnen und Experten als ständige
Mitglieder in die Branchenorganisationen einzubinden seien. Die Räte hätten sich
bereits darauf geeinigt, dass auf den bestehenden Branchenorganisationen aufgebaut
werden solle, statt neue Jugendschutzorganisationen zu gründen, hielt
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) fest. Da die Branchenorganisationen
nebst Jugendschutzregelungen auch andere Themen behandeln würden, wie etwa
Fragen rund um den Markt, brauche es jeweils unterschiedliche Expertinnen und
Experten, womit es nicht sinnvoll sei, diese als ständige Mitglieder aufzunehmen. Der
Ständerat hielt in der Folge stillschweigend an dieser Differenz fest.
Auch bezüglich der Differenz zu den Mikrotransaktionen (Geldzahlungen z.B. für
virtuelle Güter in Computerspielen) folgte der Ständerat stillschweigend dem Antrag der
WBK-SR zur Streichung der Regelung. Die Mikrotransaktionen seien eine Funktion und
nicht eine inhaltliche Frage. Da sich solche technischen Fragen ständig ändern würden,
könne eine Regelung bis zum Inkrafttreten des Gesetzes bereits wieder überholt sein,
argumentierte der Kommissionssprecher. 
Ein Entgegenkommen beantragte die Kommissionsmehrheit hingegen bezüglich der

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.09.2022
SARAH KUHN
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Medienkompetenz. Inhaltlich spreche nichts gegen eine Förderung der
Medienkompetenz, da es hier nicht um Verbote, sondern um die Förderung der
Verantwortung von Eltern sowie Kindern und Jugendlichen gehe, betonte Michel. Und
auch wenn eine solche Regelung für die obligatorische Schulzeit in den
Handlungsbereich der Kantone falle, könne der Bundesrat ausserhalb dieses Bereichs,
im Sinne einer «Ergänzung der Anstrengungen der Kantone», durchaus aktiv werden.
Eine Kommissionsminderheit, angeführt von Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU),
wollte an der Differenz festhalten und die Medienförderung streichen. Es brauche hier
keine gesetzliche Regelung, da der Bund bereits aktiv sei. Auch sie verwies auf das
Prinzip der Subsidiarität und die Handlungskompetenz der Kantone. In der Folge
entschied der Ständerat mit 24 zu 20 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) knapp, der
Minderheit zu folgen und von einer Ergänzung der Medienkompetenzförderung
abzusehen. Somit hielt er auch an dieser Differenz fest. Der Forderung des
Nationalrates, dass Filme und Videospiele, welche vor Inkrafttreten des Gesetzes auf
den Markt kamen, auch eine Alterskennzeichnung erhalten müssen, kam der Ständerat
ohne Gegenantrag entgegen. 
Damit ging das Geschäft mit drei verbleibenden Differenzen abermals zurück an den
Nationalrat. 7

Noch in der Herbstsession 2022 bereinigte das Parlament das neue Bundesgesetz über
den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele. Bei der erneuten Beratung
durch den Nationalrat waren noch drei Differenzen offen: die Pflicht zur
Kennzeichnung von Mikrotransaktionen, der Einbezug von Expertinnen und Experten als
ständige Mitglieder in den Branchenorganisationen und ein gesetzlicher Auftrag an den
Bund zur Förderung der Medienkompetenz. 
Gemäss Kommissionssprecher Matthias Aebischer (sp, BE) habe sich die WBK-NR «im
Sinne einer Bereinigung» entschieden, dem Ständerat in den ersten beiden Differenzen
entgegen zu kommen. Für die Problematik der Mikrotransaktionen wolle die WBK-NR
eine Kommissionsmotion einreichen, um das Problem entweder im Geldspielgesetz
oder im Konsumenteninformationsgesetz zu regeln. Nachdem der Bundesrat und die
Verwaltung der WBK-NR versichert hatten, dass der Bundesrat einschreiten könne, falls
die Expertinnen und Experten in den Branchenorganisationen übergangen werden
sollten, entschied die WBK-NR einstimmig, dem Ständerat zu folgen und es den
Branchenorganisationen zu überlassen, wie sie die Expertinnen und Experten einbinden
wollen.
Umstritten blieb die Frage, ob der Bundesrat «Massnahmen zur Förderung der
Medienkompetenz und Prävention» ergreifen solle oder nicht. Eine Mehrheit der WBK-
NR wollte mit 15 zu 10 Stimmen daran festhalten – einzig gestrichen werden sollte der
Absatz, «dass der Bund die Kantone bei der Ausarbeitung und Weiterentwicklung von
Angeboten zur Medienkompetenz unterstützen» könne. Eine Minderheit um Christian
Wasserfallen (fdp, BE) wollte hingegen dem Ständerat folgen und auf die neue
Bundeskompetenz im Gesetz gänzlich verzichten. Der Nationalrat folgte mit 108 zu 75
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) jedoch seiner Kommissionsmehrheit.

Der Ständerat lenkte in der Folge auf den Mehrheitsantrag der WBK-SR ein, welche die
Förderung der Medienkompetenz im Gesetz aufnehmen wollte, zumal der grösste
Konfliktpunkt gemäss Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG), die
Kompetenzverschiebung von den Kantonen zum Bund, mit dem angepassten Vorschlag
des Nationalrats wegfalle. Gegen einen Minderheitsantrag von Jakob Stark (svp, TG)
nahm der Ständerat diese letzte Änderung am Entwurf mit 23 zu 20 Stimmen an.

Nach gut zwei Jahren kam das neue Bundesgesetz über den Jugendschutz in den
Bereichen Film und Videospiele Ende September 2022 mit der Schlussabstimmung zu
einem Abschluss. Der Nationalrat nahm das Gesetz mit 131 zu 56 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) an. Einzig die geschlossen stimmende SVP-Fraktion sowie eine
Minderheit der FDP.Liberalen-Fraktion lehnten das neue Bundesgesetz ab. Die kleine
Kammer nahm das neue Bundesgesetz mit 40 zu 3 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an.
Hier stammten die Stimmen gegen das Gesetz von Mitgliedern der SVP. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 30.09.2022
SARAH KUHN
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Noch am Tag der Schlussabstimmungen Ende September 2022, teilte die Piratenpartei
in einer Medienmitteilung mit, dass sie das fakultative Referendum gegen das neue
Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele ergreifen
wolle. Die Partei störte sich insbesondere an den Alterskontrollen im Internet. Nicht nur
sei diese Regelung einfach zu umgehen, sondern sie führe dazu, dass Grosskonzerne
noch mehr Daten über Nutzerinnen und Nutzer sammeln könnten, wie Jorgo Ananiadis
(BE, piraten), Präsident der Piratenpartei, gegenüber dem Tages-Anzeiger verlauten
liess. Die Bundeskanzlei teilte im Januar 2023 nach Prüfung der Unterschriften in einer
Medienmitteilung mit, dass die Gegnerinnen und Gegner das Quorum von 50'000
Unterschriften um mehr als die Hälfte verfehlt hatten. Somit wird es also nicht zu einer
Abstimmung über das neue Bundesgesetz kommen.

In den Medien erhielt die Unterschriftensammlung für das Referendum eher wenig
Aufmerksamkeit. Für Diskussionen sorgte jedoch die Aussage der Piratenpartei, dass
mit diesem Gesetz etwa zur Nutzung von Youtube – unabhängig vom konsumierten
Inhalt – die Verifizierung des Alters durch Identitätsdokumente erforderlich werde.
Matthias Aebischer (sp, BE) dementierte die Aussage der Piratenpartei und bezeichnete
sie gegenüber dem Tages-Anzeiger als «krass irreführend». Harald Sohns hielt als
Sprecher des BSV, das den Gesetzesentwurf ausgearbeitet hatte, fest, dass den
Plattformen offen gelassen werde, wie sie die Alterskontrolle genau durchführten.
Piraten-Sprecher Pascal Fouquet (BE, piraten) zeigte sich davon indes nicht überzeugt
und hielt dagegen, dass der Gesetzestext durchaus darauf hindeute, dass eine
Ausweispflicht kommen werde, was für ihn inakzeptabel wäre. Dies wäre, wie wenn
«man im Coop am Eingang jedes Mal den Ausweis zeigen müsste, auch wenn man gar
keinen Alkohol kauft», so Fouquet. 9

DÉBAT PUBLIC
DATE: 19.01.2023
SARAH KUHN

Cinéma

Am 1. Januar 2025 soll die erste Etappe des neuen Bundesgesetzes über den
Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele (JSFVG) sowie die dazugehörige
Verordnung in Kraft treten. In dieser ersten Etappe legte der Bundesrat die
Mindestvoraussetzungen für den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele
fest, wie er Mitte Juni 2024 in einer Medienmitteilung bekannt gab. Dabei stützte er
sich auf den Beschluss des Parlaments und die Ergebnisse der Vernehmlassung zur
Verordnung. Konkret beauftragte der Bundesrat die Branchenorganisationen damit, in
den nächsten zwei Jahren eine eigene Jugendschutzregelung auszuarbeiten. Dabei geht
es um eine einheitliche Alterskennzeichnung und Alterskontrolle, wobei
Streamingdienste bei Erwachseneninhalten die Volljährigkeit überprüfen müssen.
Zudem müssen ein Elternkontrollsystem zur Verfügung gestellt und eine
Meldemöglichkeit für ungeeignete Inhalte geschaffen werden. Nach der Genehmigung
durch den Bundesrat, werden die Regelungen für den gesamten Film- und
Videospielebereich verbindlich und müssen von den betroffenen Akteuren, wie etwa
Kinos oder dem Detailhandel, umgesetzt werden. 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.06.2023
SARAH KUHN

1) Erläuternder Bericht zum Vorentwurf; Medienmitteilung BR vom 15.3.19; Richtlinie (EU) 2018-1808 über audiovisuelle
Mediendienste; Vorentwurf vom 15.3.19; BaZ, NZZ, 16.3.19
2) BBI, 2020, S. 8203 ff.; Vernehmlassungsbericht vom 11.9.20; AZ, NZZ, 12.9.20
3) AB NR, 2021 S. 564 ff.
4) AB NR, 2021 S. 1157 ff.; AB NR, 2021 S. 564 ff.; BBI, 2020 S. 8203 ff.
5) AB SR, 2022, S. 420 ff.; Medienmitteilung WBK-SR vom 16.11.21; Medienmitteilung WBK-SR vom 18.8.21; Medienmitteilung
WBK-SR vom 8.4.22
6) AB NR, 2022, S. 1418 f.
7) AB SR, 2022, S. 777 f.
8) AB NR, 2022, S. 1633 f.; AB NR, 2022, S. 1926; AB SR, 2022, S. 1049; AB SR, 2022, S. 919 f.
9) Medienmitteilung BK vom 23.1.23; TA, 10.1.23; Lib, TA, 20.1.23; TA, 23.1., 24.1., 28.1.23
10) Medienmitteilung BR vom 16.6.23; Medienmitteilung BR vom 26.6.24
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